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Zwischenbericht zum Chancengleichheitsplan der 

Gymnasien 

im Regierungsbezirk Tübingen 

 

2014-2017 

 

Teil A: Einleitung 
 
 
I. Allgemeines  

 

Das Gesetz zur Verwirklichung der Chancengleichheit von Frauen und Männern im öffent-

lichen Dienst des Landes Baden-Württemberg (Chancengleichheitsgesetz – ChancenG), 

das am 22. Oktober 2005 in Kraft getreten ist, konkretisiert den Verfassungsauftrag "Frau-

en und Männer sind gleichberechtigt".  

 

Ziel des Gesetzes ist die Umsetzung dieses Gleichberechtigungsgrundsatzes in den 

Dienststellen des Landes, somit auch in den Schulen. Frauen und Männern ist der gleiche 

Zugang zu öffentlichen Ämtern zu ermöglichen. Die berufliche Entwicklung und Förderung 

von Frauen unter Berücksichtigung von Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung ist zu 

verbessern. In Bereichen, in denen Frauen geringer repräsentiert sind als Männer, wird 

eine deutliche Erhöhung des Frauenanteils angestrebt.  

 

Das ChancenG fordert außerdem für Männer und Frauen die Verwirklichung der Verein-

barkeit von Beruf und Familie. Es gilt auch in den Schulen die Vereinbarkeit von Familien-

arbeit und Erwerbstätigkeit entscheidend zu verbessern.  

 

Ein wichtiges Instrument, um die gesetzlich vorgegebenen Ziele zu erreichen, sind die 

Chancengleichheitspläne. Jede personalverwaltende Dienststelle, deren Personalverwal-

tungsbefugnis 50 und mehr Beschäftigte umfasst, hat nach den Vorgaben der §§ 5-7 des 

ChancenG einen Chancengleichheitsplan zu erstellen.  

 

II. Aufbau und Struktur  

Für den Schulbereich werden vier Chancengleichheitspläne erstellt, je ein Chancen-

gleichheitsplan pro Regierungsbezirk. Die Chancengleichheitspläne, die von Aufbau und 
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Struktur her identisch sind, haben gemäß den gesetzlichen Vorgaben (§ 6 ChancenG) fol-

genden Inhalt:  

● Bestandsaufnahme der Beschäftigtenstruktur des jeweiligen Geltungsbereichs;  

● beschreibende Auswertung der Beschäftigtenstruktur;  

● die Zielvorgaben gemäß § 6 Absatz 2 ChancenG und  

● personelle, organisatorische, sowie fortbildende und qualifizierende Maßnahmen sollen 

die geringere Repräsentanz von Frauen abbauen (Fördermaßnahmen).  

 

Die Erhebung der Daten basiert auf DIPSY. Dieses Programm ermöglicht landesweit die 

Erhebung der Daten für die Chancengleichheitspläne.  

 

III. Bestandsaufnahme mit Analyse der Beschäftigtenstruktur für den vorliegenden 

Zwischenbericht 

 

Stichtag für die Datenerhebung war der 30.06.2017.  

 

Auswertungen, denen kein Stichtag, sondern ein Zeitraum zugrunde liegt, umfassen einen 

dreijährigen Zeitraum vom 01.07.2014 - 30.06.2017. 

 

Die Regierungspräsidien haben die Daten für ihren jeweiligen Bezirk in eigener Zuständig-

keit und Verantwortung erhoben und analysiert. 
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Zwischenbericht Gymnasien: 
 
Im Berichtszeitraum 1. 7. 2014 bis 30. 6. 2017 hat sich der Frauenanteil kontinuierlich wei-
terentwickelt.  
 
Frauenanteil insgesamt  
Der Frauenanteil insgesamt ist von 59 % auf 62 % gestiegen. Bei Teilzeitbeschäftigten ist 
er ebenfalls um 3 Prozentpunkte von 78 % auf 81 % gestiegen. Bei den Vollzeitbeschäftig-
ten ist ein Anstieg um 1 Prozentpunkt auf 40 % zu verzeichnen.  
 
Einstellungen  
Bei den Einstellungen ist im Gymnasialen Bereich bei unbefristeten Stellen ein Rückgang 
um 1 Prozentpunkt auf 67 % zu verzeichnen, bei befristeten Stellen ein Rückgang um 2 
Prozentpunkte, von 62 % auf 60%. 
 
Teilnehmende an regionalen Fortbildungsveranstaltungen 
Der Anteil der Frauen, die an regionalen Fortbildungsveranstaltungen und an Qualifizie-
rungsmaßnahmen teilnehmen, liegt bei 62 % bei allgemeinen Fortbildungen und bei 56 % 
bei Fortbildungen für Funktionsstelleninhaber/innen. Der Anteil der Frauen insgesamt liegt 
bei den Fortbildungsveranstaltungen bei 58 %.  
 
Beförderungen und Bestellungen auf Positionen mit Leitungsaufgaben und Bewer-
bungen 
Im Bereich Beförderungen und Bestellungen auf Positionen mit Leitungsaufgaben ist ins-
gesamt ein Anstieg um 9 Prozentpunkte auf 48 % zu verzeichnen. Bei Vollzeitkräften be-
trägt der Anstieg 13 Prozentpunkte (auf 43 %), bei Teilzeitbeschäftigten ist ein Rückgang 
von 85 % auf 75 % zu verzeichnen, was durchaus positiv zu werten ist, da sich die Anzahl 
der weiblichen Beschäftigten reduziert hat.  
 
Die Abweichungen von 1 %, bzw. 2 % im Bereich der Einstellungen gilt es zu be-
obachten.  
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